


Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 169/12 (2. Planfassung) 
- Grimlinghausen, Hüsenstraße - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft (09.07.2009) Es gilt die BauNVO 1990 

1. Art der baulichen Nutzung 

Die in § 4 und § 6 Absatz 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) vorgesehenen Ausnahmen sind gem. 
§ 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 

Von den in § 6 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässigen Anlagen sind gem. § 1 Abs. 5 BauNVO die Nrn. 
6 (Gartenbaubetriebe), 7 (Tankstellen) und 8 (Vergnügungsstätten im Sinne des § 4 a Abs. 3 Nr. 2) 
nicht zulässig. 

Garagen, Carports und Stellplätze sind gem. § 12 Abs. 6 BauNVO nur innerhalb der überbaubaren 
Flächen bzw. auf den hierfür besonders ausgewiesenen Flächen zulässig. Hiervon ausgenommen 
sind die Bauflächen an der Cyriakusstraße und Hüsenstraße, die bereits bebaut sind. 

Die vordere Baulinie gilt nicht für Garagen. 

2. Maß der baulichen Nutzung 

Gemäß § 16 Abs. 3 BauNVO muss im WA-Gebiet die Wandhöhe der Wohnhäuser (=Traufhöhe) bei 
zwingend zweigeschossiger Bauweise zwischen 6,0 m und 6,3 m, gemessen vom höchsten Punkt der 
zugehörigen öffentlichen Erschließungsstraße, betragen. Maßgeblich ist der Schnittpunkt der Außen-
kante des aufgehenden Mauerwerks mit der Dachhaut. 

Bei der Ermittlung der Grundfläche gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO ist die Grundfläche der Tiefgarage 
nicht mitzurechnen. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) darf in den allgemeinen Wohngebieten die zulässige 
gartenseitige Baugrenze für Terrassenüberdachungen oder Wintergärten um bis zu 3,0 m über-
schritten werden. 

Gemäß § 9 Abs. 3 BauGB ist im Vorgartenbereich der Hausgrundstücke die Höhenquote der angren-
zenden Erschließungsstraße zu übernehmen. 

Abgrabungen zur Belichtung des Kellergeschosses sind nicht zulässig. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Ziffer 6 BauGB sind im zweigeschossigen Wohngebiet mit der Ausweisung "nur 
Einzel und Doppelhäuser zulässig" je Wohngebäude max. zwei Wohnungen zulässig. 

3. Ökologische Maßnahmen 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nrn. 20 und 25 BauGB sind folgende Maßnahmen festgesetzt: 

A. Private Flächen 

Garagendächer sind extensiv zu begrünen. 
Die in der Planzeichnung festgesetzten Hecken sind mit standortgerechten Gehölzen zu pflan-
zen und dauerhaft in einer Endhöhe von 1,80 m über der Oberkante der angrenzenden öffent-
lichen Verkehrsfläche zu pflegen und zu erhalten. 
Die Vorgartenflächen sind bis auf die Zugänge und Zufahrten gärtnerisch anzulegen und von 
Versiegelungen freizuhalten. Stellplätze sind im Vorgarten nicht zulässig. 



B. Öffentliche Verkehrsflächen 

Innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind die bestehenden Straßenbäume zu erhalten 
und 15 standortgerechte, großkronige Laubbäume mit mindestens 18 cm Stammumfang neu zu 
pflanzen. 

4. Immissionsschutz 

Gemäß § 9 Abs. 1 Ziff. 24 BauGB sind besondere bauliche Vorkehrungen zum Schutz vor Lärmbeläs-
tigungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes festgesetzt: 

Das Plangebiet liegt in den Lärmpegelbereichen III - VI gem. DIN 4109 Schallschutz im Hochbau. Für 
Schlafräume und Kinderzimmer sind schalldämmende Lüftungen vorzusehen. 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich VI gemäß DIN 4109. 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume muss das resultierende Schalldämmmaß R'w res für Außenbauteile 
mind. 50 dB betragen. 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich V gemäß DIN 4109. 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume muss das resultierende Schalldämmmaß R'w res für Außenbauteile 
mind. 45 dB betragen. 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich IV gemäß DIN 4109. 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume muss das resultierende Schalldämmmaß R'w res für Außenbauteile 
mind. 40 dB betragen. 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich III gemäß DIN 4109. 
Zum Schutz der Aufenthaltsräume muss das resultierende Schalldämmmaß R'w res für Außenbauteile 
mind. 35 dB betragen. 

Zum Schutz der Wohngärten an der Bonner Straße sind, wie in der Planzeichnung dargestellt, Schall-
schutzmauern in einer Höhe von 3,0 m über der Höhe des Bürgersteigs der Bonner Straße zu errich-
ten. 

Ausnahmen von den Festsetzungen können zugelassen werden, soweit durch einen staatlich an-
erkannten Sachverständigen nachgewiesen wird, dass ein geringerer Schallschutz ausreicht. 

5. Örtliche Bauvorschriften 

Die Unterbringung von Mülltonnen im Vorgartenbereich ist nur gestattet, wenn der Standplatz mit 
Hecken, insbesondere zur öffentlichen Verkehrsfläche, eingegrünt ist. 

Garagen sind mit Flachdächern zu errichten. 

Satteldächer sind mit dunkelgrauen Dachsteinen zu decken. 

Dachaufbauten und Zwerchhäuser sind nur in den unteren 2/3 der Dachfläche zulässig. 

Die Summe der Dachaufbauten und Zwerchhäuser darf 2/3 der Trauflänge des Hauses nicht über-
schreiten. 

Die Tiefgarage im WA-Gebiet darf bis zu 0,70 m über die Geländeoberkante (=Höhe der zugehörigen 
Erschließungsanlage) hinausragen. Die Tiefgarage im MI-Gebiet darf nicht über die Geländeoberkante 
(=Höhe der zugehörigen Erschließungsanlage) hinausragen. 



6. Hinweise 

Baugrundrisiken (Kampfmittel, Grundwasser, Erdbeben, Altlasten, Altstandorte, Altablagerungen, 
Bodendenkmäler, etc.) sind vom Bauherrn eigenverantwortlich zu prüfen. 

Vor der Durchführung von Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbei-
ten, Pfahlgründungen etc. ist grundsätzlich eine Sicherheitsdetektion durch Sondierbohrungen durch-
zuführen um auszuschließen, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. 

Bei Abbrüchen gewerblich genutzter Gebäude oder bei Eingriffen in Bodenverunreinigungen ist das 
Umweltamt des Rhein-Kreis Neuss im baurechtlichen Genehmigungsverfahren zu beteiligen. 


